
Stadt Wermelskirchen 

Der Bürgermeister 

 
 
Allgemeinverfügung der Stadt Wermelskirchen vom 17.03.2020 zu Anordnung von Maß-
nahmen für Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie für sta-
tionäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe zur Bekämpfung von über-
tragbaren Krankheiten gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verhütung und Be-
kämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) 
ab Mittwoch, den 18. März 2020, zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung von SARS-
CoV-2. 
 

Gemäß §§ 28 Absatz 1 Satz 2, 16 Abs. 1 Satz 1 IfSG wird zur Verhütung der Weiterverbreitung 

von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen folgende Allgemeinverfügung angeordnet: 

 

1. Für Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie für stationäre Ein-

richtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe werden nachstehende Maßnahmen an-

geordnet:  

 

- Diese Einrichtungen haben Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von Corona-Viren 

zu erschweren, Patienten und Personal zu schützen und persönliche Schutzausrüstung 

einzusparen. 

- Sie haben Besuchsverbote oder restriktive Einschränkungen der Besuche auszuspre-

chen; maximal ist aber ein registrierter Besucher pro Bewohner/ Patient pro Tag mit 

Schutzmaßnahmen und mit Hygieneunterweisung zuzulassen. Ausgenommen davon 

sind medizinisch oder ethisch-sozial angezeigte Besuche (z. B. Kinderstationen, Palliativ-

patienten). 

- Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtungen für Pati-

enten und Besucher sind zu schließen. 

- Sämtliche öffentliche Veranstaltungen wie Vorträge, Lesungen, Informationsveranstal-

tungen etc. sind zu unterlassen. 

 

2. Die zuständigen Behörden für Maßnahmen nach § 28 IfSG sind gem. § 3 der Verordnung 

zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG) die 

Städte und Gemeinden als örtliche Ordnungsbehörde. 

 
3. Die Allgemeinverfügung gilt ab dem 16.03.2020 bis zum 19.04.2020. 

 
4. Räumlicher Geltungsbereich ist das gesamte Stadtgebiet Wermelskirchen. 
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5. Die Anordnungen zu Nummer 1 dieser Verfügung sind gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung 

mit § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. 

 
6. Die Anordnungen treten am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 
7. Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen diese Anordnungen wird hingewiesen 

(§ 75 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 IfSG). 

 

 

Begründung:  

 

Aufgrund des Erlasses des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW vom 

15.03.2020 („Erlass zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen ab dem 16.03.2020 

und 17.03.2020“) ist die Stadt Wermelskirchen als zuständige örtliche Ordnungsbehörde 

nach §§ 28 IfSG, 3 ZVO-IfSG angewiesen, diese Allgemeinverfügung mit den darin ent-

haltenen Anordnungen zu erlassen. Zur Begründung verweise ich auf den vorgenannten 

Erlass und die darin enthaltenen nachfolgenden Ausführungen, die mein Entschließungs- 

und Auswahlermessen binden.  

 
A. Allgemein 

 

Das neuartige Coronavirus SARS-Cov-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch in 

Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche In-

fektionen.  

 

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den vergangenen Tagen und 

der weiterhin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, 

weitere kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung der Ausbreitungsdynamik – 

insbesondere durch Verzögerung – zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen. 

 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z. B. mittels 

Husten, Niesen oder durch teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Per-

sonen kann es leicht zu Übertragungen von Mensch zu Mensch kommen.  

 

Rechtsgrundlage für die zu treffenden Maßnahmen nach Nummer 1 sind §§ 28 Absatz 1 

Satz 2, 16 Abs. 1 Satz 1 IfSG 

 

B. Im Besonderen 

 

Zu 1. 
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Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider fest-

gestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausschei-

der war, so trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, soweit und 

solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist, § 

28 Abs. 1 Satz 1 IfSG. Unter diesen Voraussetzungen kann die zuständige Behörde ge-

mäß §§ 16 Abs. 1, 28 Absatz 1 Satz 2 1. Halbsatz IfSG die notwendigen Maßnahmen 

veranlassen. 

 Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG, 

der vom Anwendungsbereich der genannten Vorschriften erfasst wird. Der Virus wird von 

Mensch zu Mensch übertragen. Hauptübertragungsweg ist die Tröpfcheninfektion. Dies 

kann direkt von Mensch zu Mensch über die Schleimhäute der Atemwege geschehen oder 

auch indirekt über Hände, die dann mit Mund- oder Nasenschleimhaut sowie der Augen-

bindehaut in Kontakt gebracht werden. Insofern erhöht sich das Risiko einer Ansteckung 

mit dem SARS-CoV-2 Virus bei Veranstaltungen mit einer hohen Besucherzahl potentiell 

und damit die Gefahr, dass sich die Infektionen sich in der Bevölkerung weiterverbreiten. 

Nach der Einschätzung des Robert-Koch-Institutes (RKI) sind es zur Bewältigung der ak-

tuellen Weiterverbreitung des SARS-CoV-2 Virus „massive Anstrengungen auf allen Ebe-

nen des Öffentlichen Gesundheitsdienstes erforderlich“. Es wird das Ziel verfolgt, die In-

fektionen in Deutschland so früh wie möglich zu erkennen und die weitere Ausbreitung des 

Virus so weit wie möglich zu verzögern. Damit sind gesamtgesellschaftliche Anstrengun-

gen wie die Reduzierung von sozialen Kontakten mit dem Ziel der Vermeidung von Infek-

tionen im privaten, beruflichen und öffentlichen Bereich sowie eine Reduzierung der Rei-

setätigkeit verbunden. Die momentanen Entwicklungen zeigen, dass die bisherigen Maß-

nahmen nicht ausreichen. Die Zahl der Infizierten ist auch im Stadtgebiet von Wermelskir-

chen in den vergangenen Tagen weiter angestiegen Durch den Erlass des Ministeriums 

für Gesundheit, Arbeit und Soziales NRW vom 15.03.2020 ist die Stadt Wermelskirchen 

als die nach den § 3 der Verordnung zur Regelungen von Zuständigkeiten nach dem In-

fektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG) zuständige Behörde angewiesen, dafür Sorge zu tragen, 

dass die zur Verhinderung der Verbreitung von SARS-Cov-2 notwendigen Maßnahmen 

getroffen werden. Aufgrund der Erlasslage ist das Entschließungsermessen insofern redu-

ziert, als weitere Maßnahmen erforderlich sind, um die Ausbreitung des Virus einzudäm-

men und Infektionsketten zu unterbrechen. 

Hinsichtlich des Auswahlermessens ist nach dem Erlass grundsätzlich davon auszugehen, 

dass aufgrund aktueller Entwicklungen und Erkenntnislagen, insbesondere der stark zu-

nehmenden Ausbreitung von SARS-CoV-2 für alle unter 1. genannten Einrichtungen keine 

Schutzmaßnahmen getroffen werden können, die gleich effektiv, aber weniger eingriffsin-

tensiv sind. Zur Begründung verweist der Erlass auf die in kurzer Zeit rasante Verbreitung 
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des Virus. Vor dem Hintergrund der dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 müssen 

weiterhin kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung, insbesondere Verzöge-

rung der Ausbreitungsdynamik ergriffen und Infektionsketten unterbrochen werden. Durch 

die durch diese Maßnahmen verlangsamte Weiterverbreitung des Virus kann die dringend 

erforderliche Zeit gewonnen werden, um im Interesse des Gesundheitsschutzes vulnerab-

ler Personengruppen das Gesundheitssystem leistungsfähig zu halten. 

 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen, o-

der teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu 

Übertragungen von Mensch zu Mensch kommen. Von daher ist eine Anordnung von 

Schutzmaßnahmen angezeigt, um dem Ziel, die Ausbreitung des Virus durch konsequente 

soziale Distanzierung im täglichen Leben zu verlangsamen, näher zu kommen. Eine Risi-

kobewertung kommt zu dem Ergebnis, dass bei der aktuellen Ausbreitungsgeschwindig-

keit das Ziel einer Eindämmung nur erreicht werden kann, wenn vorerst die unter 1. ge-

nannten Einrichtungen die angeordneten Maßnahmen befolgen. Jeder nicht notwendige 

soziale Kontakt beinhaltet ein derart hohes Gefährdungspotential, dass nur die angeord-

neten Maßnahmen eine Weiterverbreitung der Infektionen mit dem SARS-CoV-2 Virus in 

der Bevölkerung verhindert oder zumindest verlangsamt werden kann. Dem gegenüber 

sind keine ausreichenden Schutzmaßnahmen durch die Einrichtungen möglich, die gleich 

effektiv, aber weniger eingriffsintensiv sind. Nur auf diesem Wege kann die dringend erfor-

derliche Verzögerung des Eintritts von weiteren Infektionen erreicht werden. Ziel ist es, das 

Gesundheitswesen nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die Behand-

lung von Erkrankten sowie sonstigen Krankheitsfällen bereit zu halten. Damit wird auch 

Zeit gewonnen, Therapeutika und Impfstoffe zu entwickeln. 

 

Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ist die zeitlich befristete Anordnung der Maßnah-

men nicht nur zur Gefahrenabwehr geeignet, sondern auch erforderlich und verhältnismä-

ßig. Zwar werden die Grundrechte der Art. 2 Abs. 2 Satz 2, Art. 4, Art. 12 Abs. 1, Art. 14 

Abs. 1, Art. 8 Grundgesetz (GG) insoweit eingeschränkt. Die Maßnahmen sind jedoch in 

Anbetracht der vorrangigen Interessen der Gesundheitssicherung der Bevölkerung, insbe-

sondere der in den Einrichtungen lebenden besonderen Risikogruppen, gerechtfertigt.  

 

Zu 5.  

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes nach § 28 Absatz 3 i. V. m. § 16 Absatz 8 IfSG 

sofort vollziehbar. Eine dagegen erhobene Anfechtungsklage hat keine aufschiebende 

Wirkung. 
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Zu 6. 

Diese Verfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz Nordrhein-West-

falen (VwVfG NRW) mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt ge-

macht. 

 

Zu 7. 

Die Strafbarkeit von Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung ergibt sich aus § 75 Ab-

satz 1 Nr. 1 i. V. m. Absatz 3 IfSG. Danach wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 

mit Geldstrafe bestraft, wer einer vollziehbaren Handlung nach § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG 

zuwider handelt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei 

dem Verwaltungsgericht Köln erheben. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Köln schrift-

lich einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu er-

klären. Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die 

elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss 

für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elekt-

ronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantworten-

den Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 Ver-

waltungsgerichtsordnung eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung 

geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der 

Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsver-

kehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (E18ktronischer-Rechts-

verkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBL l S. 3803). 

 
 

Wermelskirchen, 17. März 2020 

 

 

 

Rainer Bleek 

Der Bürgermeister 


